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Drucksache IV/3075 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 
zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der 

Legalisation 

— Drucksache I\72787 — 


A, Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Unter Legalisierung versteht man im internatio- 
nalen Rechtsverkehr die Echtheits- und Ordnungs- 
mäßigkeitsbestätigung einer ausländischen öffent- 
lichen Urkunde, durch die ihre Verwendbarkeit vor 
den inländischen Gerichten sichergestellt wird. In 
manchen Rechten ist sie gesetzlich vorgeschrieben, 
in anderen Rechten (so in Deutschland) ist sie durch 
den Gerichtsgebrauch gefordert. 

Zu dieser Bestätigung ist normalerweise die Mit- i 
Wirkung der auswärtigen Vertretungen des Ge- | 
richtsstaats erfordert, die auf einem mehr oder 
minder langen Dienstweg darum ersucht werden 
müssen, und diese müssen häufig genug ihrerseits 
über das Außenministerium des Landes, bei dem sie 
akkreditiert sind, die Bestätigung einer übergeord- 
neten Behörde des Urkundenausstellers einholen, 
daß der amtierende Notar oder sonstige Beamte die 
Urkunde ausgestellt und im Rahmen seiner Zustän- 
digkeit gehandelt hat. 

Auf Anregung der Engländer hat die Niederlän- 
dische Regierung im Rahmen der Haager Konferen- 
zen für internationales Recht einen von ihr ausge- 
arbeiteten Entwurf zur Vereinfachung dieser an 
Zeit und Geld sehr aufwendigen Formalitäten vor- 
gelegt, der zu der Staatenkonvention geführt hat, | 
zu der der Bundestag nunmehr das Zustimmungs- | 
gesetz beschließen soll. I 


Der Grundgedanke der Konvention ist der, daß 
die Diplomaten nunmehr übergangen werden sollen 
und die Parteien sich direkt an die ausländiscium 
i Landesbehörden wenden können, die ein für alle 
Male für die Echtheits- und Zuständigkeitsb(}stäti- 
I gung (mit dem französischen Ausdruck apostille bc'- 
I zeichnet) zuständig sein sollen. Diese Apostille wird 
I auf einem Formular erteilt, dessen Muster der Kon- 
vention als Anlage beigefügt ist. Aus dieser Rege- 
lung ergibt sich, daß zu ihrer praktischen Anwen- 
dung nicht nur die Zustimmung des Bundestages er- 
forderlich ist, sondern auch die für die Erteilung 
der Apostille zuständigen Behörden bestimmt wer- 
I den müssen. Deshalb enthält das Zustirnrnungsge- 
: setz die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
I nungen über die Bestimmung dieser Behörden und 
j die Kostenfrage, für die in den meisten Fällen eine 
j gesetzliche Grundlage schon vorhanden ist, also die 
I Ermächtigung nur für kleine Restgebiete eine Rolh^ 
j spielt. 

Dagegen bestehen keine Bedenken, nachdem die 
Bundesregierung dem Beschluß des Bundesrates zu- 
gestimmt hat, in der Berlin-Klausel auch das Inkraft- 
treten dieser Rechtsverordnungen vorzusehen. 

Ich schlage deshalb vor, dem Gesetzentwurf mit 
der Änderung in Artikel 3 zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Februar 1965 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 


Aus schußan trag u m s c i i i g 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2787 — mit 
der Maßgabe, daß Artikel 3 durch folgenden Satz 2 
zu ergänzen ist; 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 11. Februar 1965 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Wilhelmi 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 



